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Spruch
D11 426747-1/2012/6E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter DDr. Markus GERHOLD als Vorsitzenden und den Richter MMag. Elie ROSEN
als Beisitzer Uber die Beschwerde der XXXX, geb. am XXXX, StA Russische Foderation, gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 23. April 2012, FZ 12 00.080-BAT, nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am 19.
September 2012 zu Recht erkannt:

Die Beschwerde wird gemal §§ 3, 8 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | 100/2005, 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100/2005
idF BGBI. I Nr. 38/2011, als unbegriindet abgewiesen.

Text
Entscheidungsgrinde:

I. Sachverhalt und Verfahrensgang:

I.1. Die minderjahrige Beschwerdefiihrerin ist die in Osterreich geborene Tochter der Beschwerdefiihrerin zu D11
426743-1/2012 und des Beschwerdeflhrers zu D11 426742-1/2012. Der Vater als gesetzlicher Vertreter stellte am
03.01.2012 einen Antrag auf Durchfihrung eines Familienverfahrens gemal3 § 34 AsylG 2005 und auf Gewahrung von
Asyl im Rahmen des Familienverfahrens. Dazu legte der gesetzliche Vertreter die GeburtsurkundeXXXX, ausgestellt
vom Standesamt XXXX sowie einen Meldezettel vor.

I.2. Nach Zulassung des Asylverfahrens gab die Mutter der BeschwerdefUhrerin anldsslich ihrer Einvernahme am
01.02.2012 an, sie vertrete ihre Kinder im Asylverfahren, diese hatten keine eigenen Fluchtgriinde. lhre Kinder seien
gesund.

I.3. Das Bundesasylamt wies den Antrag auf internationalen Schutz mit Bescheid vom 23.04.2012, ZI 12 00.080-BAT,


file:///
https://www.jusline.at/gesetz/asylg/paragraf/34

bezlglich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten gemafl3 8 3 Abs. 1 iVm 8 2 Abs. 1 Z 13 Asylgesetz 2005,
BGBI. I Nr. 100/2005 (Asylgesetz) idgF, ab (Spruchpunkt I.) und gemaf3 8 8 Abs. 1iVm § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG bezlglich der
Zuerkennung des Status der subsidiar Schutzberechtigten im Bezug auf den Herkunftsstaat Russische Foderation ab
(Spruchpunkt 1l.) und wies die minderjahrige Beschwerdefiuihrerin gema§ 10 Abs. 1 Z 2 AsylG aus dem
Osterreichischen Bundesgebiet in die Russische Foderation aus (Spruchpunkt Ill.). Begrindend fihrte das
Bundesasylamt darin aus, dass fur die minderjahrige BeschwerdefUhrerin keine eigenen Fluchtgrinde geltend
gemacht worden seien, aus dem Fluchtvorbringen der Eltern, deren Angaben keine Glaubwurdigkeit beigemessen
worden sei, kdnne keine konkrete Verfolgung oder Furcht vor Verfolgung aus den im Asylgesetz zitierten Griinden
abgeleitet werden. Da auch den Ubrigen Mitgliedern der Kernfamilie der minderjahrigen Beschwerdefihrerin weder
Asyl noch subsididrer Schutz gewahrt worden sei, komme eine Zuerkennung im Rahmen des Familienverfahrens
ebenfalls nicht in Betracht. Die minderjahrige Beschwerdefiihrerin verfiige in Osterreich (iber kein schiitzenswertes
Privat- oder Familienleben, weshalb eine Ausweisung aus dem Osterreichischen Bundesgebiet keinen Eingriff in Art. 8
EMRK darstelle.

l.4. Mit Verfahrensanordnung vom 23.04.2012 wurde der Verein Menschenrechte Osterreich als Rechtsberater fir das

Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof amtswegig zur Seite gestellt.

I.5. Gegen diesen Bescheid brachte die minderjahrige Beschwerdeflihrerin - vertreten durch ihre Eltern - fristgerecht

Beschwerde ein.

I.6. Mit Ladung zur muindlichen Verhandlung wurden den gesetzlichen Vertretern der minderjahrigen
Beschwerdefiihrerin aktuelle Feststellungen zur Lage in der Russischen Féderation Ubermittelt und binnen einer Frist

von 14 Tagen Moglichkeit zur Stellungnahme eingerdumt.

I.7. Am 19.09.2012 fuhrte der zustandige Senat des Asylgerichtshofes im Beisein der Eltern der minderjahrigen
Beschwerdefihrerin eine 6ffentliche mundliche Verhandlung durch. Ebenfalls anwesend war die ausgewiesene
Vertreterin der beschwerdeflihrenden Parteien. Ein Vertreter des Bundesasylamtes blieb der Verhandlung entschuldigt

fern.

I.8. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes hat mit gleichlautenden Erkenntnissen vom heutigen Tag die
Beschwerden der Eltern (Beschwerdeflihrer zu D11 426742-1/2012 und D11 426743-1/2012) sowie der minderjahrigen
Geschwister (Beschwerdeflihrer zu D11 426744-1/2012, D11 426746-1/2012 und D11 426745-1/2012) gemald 8§ 3, 8
Abs. 1 AsylG 2005, idF BGBI. | 100/2005, und 10 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005, BGBI. I Nr. 100/2005 idF BGBI. | Nr. 38/2011, als
unbegrindet abgewiesen.

IIl. Der Asylgerichtshof hat Uber die gegen den angefochtenen Bescheid gerichtete Beschwerde wie folgt festgestellt

und erwogen:

II.1. Zur Feststellung des mafRgeblichen Sachverhaltes wurde im Rahmen des Ermittlungsverfahrens Beweis erhoben
durch Einsicht in den dem Asylgerichtshof vorliegenden Verwaltungsakt des Bundesasylamtes sowie in die im Zuge des
gegenstandlichen Verwaltungsverfahrens vorgelegten Beweismittel, Einvernahme der Eltern der minderjahrigen
Beschwerdefihrerin in der durchgefiihrten mindlichen Verhandlung vom 19.09.2012 sowie Erdrterung der in der
Verhandlung eingefuhrten Landerdokumente.

I1.2. Der erkennende Senat des Asylgerichtshofes geht von folgendem fur die Entscheidung mal3geblichen Sachverhalt

aus:
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II. 2.1 Zur Person und den Fluchtgrinden:

Die minderjahrige Beschwerdefuihrerin, eine Staatsangehodrige der Russischen Fdderation und Angehorige der
kumykischen Volksgruppe, fuhrt die im Spruch genannte Identitit. Sie wurde am 12.12.2011 in Osterreich geboren und
stellte am 03.01.2012 - vertreten durch ihren Vater - einen Antrag auf internationalen Schutz.

Die minderjahrige Beschwerdeflhrerin lebt mit ihren Eltern und Geschwistern im gemeinsamen Haushalt. Deren
Beschwerden gegen die abweisenden Bescheide des Bundesasylamtes wurden mit Erkenntnissen des
Asylgerichtshofes vom heutigen Tag ebenfalls hinsichtlich der Zuerkennung des Status der Asylberechtigten und
subsidiar Schutzberechtigten als unbegrindet abgewiesen und deren Ausweisung aus dem Osterreichischen
Bundesgebiet in die Russische Féderation flr zuldssig erachtet.

Fir die minderjahrige Beschwerdeflihrerin wurden keine eigenen Verfolgungsgriinde geltend gemacht und konnten
auch von Amts wegen keine festgestellt werden.

Es kann nicht festgestellt werden, dass die minderjahrige Beschwerdefuhrerin im Falle ihrer Rickkehr in die Russische
Foderation in eine existenzgefahrdende Notlage geraten wirde und bei Rickkehr in die Russische Foderation droht ihr
weder eine unmenschliche Behandlung, Todesstrafe oder unverhaltnismaRige Strafe noch eine sonstige individuelle
Gefahr. Die minderjahrige Beschwerdefuhrerin leidet an keiner lebensbedrohlichen Krankheit.

Es besteht in Osterreich kein schitzenswertes Privat- oder Familienleben im Sinne des Artikels 8 EMRK. Die
minderjahrige Beschwerdeflhrerin hatte niemals ein nicht auf das Asylverfahren gegriindetes Aufenthaltsrecht.

I1.2.2 Zur aktuellen Lage im Herkunftsstaat der minderjahrigen Beschwerdefliihrerin wird, wie deren gesetzlichen
Vertretern vorgehalten, festgestellt:

Feststellungen zur Lage in Tschetschenien und zur IFA von Tschetschenen in Russland

(Stand Juli 2012)

Die Tschetschenische Republik ist eines der 83 Subjekte der Russischen Foderation. Die sieben mehrheitlich
moslemischen Republiken im Nordkaukasus wurden jingst zu einem neuen Foderationsbezirk mit der Hauptstadt
Pjatigorsk zusammengefasst. Die Tschetschenen sind bei weitem die grofite der zahlreichen kleinen Ethnien im
Nordkaukasus. Tschetschenien selbst ist (kriegsbedingt) eine monoethnische Einheit (93% der Bevodlkerung sind
Tschetschenen), fast alle sind islamischen Glaubens (sunnitische Richtung). Die Tschetschenen sind das alteste im
Kaukasus ansassige Volk und nur mit den benachbarten Inguschen verwandt. Freiheit, Ehre und das Streben nach
(staatlicher) Unabhangigkeit sind die hochsten Werte in der tschetschenischen Gesellschaft, Furcht zu zeigen gilt als
auBerst unehrenhaft. Sehr wichtig ist auch der Respekt gegenulber alteren Personen und der Zusammenhalt in der
(Grof3-)Familie, den Taips (Clans) und Tukkums (Tribes). Eine groRe Bedeutung hat auch das Gewohnheitsrecht Adat. Es
gibt sprachliche und mentalitdtsmaRige Unterschiede zwischen den Flachland- und den Bergtschetschenen.

In Tschetschenien hatte es nach dem Ende der Sowjetunion zwei Kriege gegeben. 1994 erteilte der damalige russische
Prasident Boris Jelzin den Befehl zur militarischen Intervention. FuUnf Jahre spater begann der zweite



Tschetschenienkrieg, russische Bodentruppen besetzten Grenze und Territorium der Republik Tschetschenien. Die
Hauptstadt Grosny wurde unter Beschuss genommen und bis Januar 2000 fast vollig zerstort. Beide Kriege haben
bisher 160.000 Todesopfer gefordert. Zwar liefern sich tschetschenische Rebellen immer wieder kleinere Gefechte mit
tschetschenischen und russischen Regierungstruppen, doch seit der Ermordung des friheren Prasidenten
Tschetscheniens, Aslan Maschadow, durch den russischen Geheimdienst FSB im Marz 2005 hat der bewaffnete
Widerstand an Bedeutung verloren.

Laut Ministerprasident Putin ist mit der tschetschenischen Parlamentswahl am 27.11.2005 die Wiederherstellung der
verfassungsmaBigen Ordnung in Tschetschenien abgeschlossen worden. Dabei errang die kremInahe Partei "Einiges
Russland" die Mehrheit der Sitze. Beobachter stellten zahlreiche UnregelmaRigkeiten fest. Hauptkritik an der Wahl war
u.a. die anhaltende Gewaltaustbung und der Druck der Miliz (sog. "Kadyrowzy") gegen Wabhlleiter und Wahlvolk. Nach
dem Ruicktritt seines Vorgangers Alu Alchanow im Februar 2007 hat der bisherige Ministerprasident Ramzan Kadyrow
am 05.04.2007 das Amt des tschetschenischen Prasidenten angetreten. Er hat seine Macht in der Zwischenzeit
gefestigt und zu einem Polizeistaat ausgebaut "(Kadyrow'scher Privatstaat" Uwe Halbach). Seit 2. September 2010 tragt
Kadyrow den Titel "Oberhaupt" Tschetscheniens.

Bis Februar 2011 wurde Russland vom Europaischen Gerichtshof fir Menschenrechte (EGMR) in Strassburg bereits in
162 Fallen fur schwerste Menschenrechtsverletzungen wahrend des zweiten Tschetschenien-Kriegs verurteilt. Im
Februar 2011 wurde Ramzan Kadyrow von Prasident Medwedew zu einer zweiten funfjahrigen Amtszeit als
Republiksoberhaupt ernannt. Der von Russland unterstltzte Prasident Ramzan Kadyrow verfolgt offiziell das Ziel Ruhe,
Frieden und Stabilitat in Tschetschenien zu garantieren und den Einwohnern seines Landes Zugang zu Wohnungen,
Arbeit, Bildung, medizinischer Versorgung und Kultur zu bieten. Der russische Prasident Medwedew versucht
Tschetschenien auch durch Wirtschaftshilfe zu "befrieden".

Neben der endgultigen Niederschlagung der Separatisten und der Wiederherstellung bewohnbarer Stadte ist eine
wichtige Komponente dieses Ziels die Wiederbelebung der tschetschenischen Traditionen und des tschetschenischen
Nationalbewusstseins. Kadyrow fordert das Bekenntnis zum Islam, warnt allerdings vor extremistischen Stromungen
wie dem Wahhabismus. Viele Moscheen wurden wiederaufgebaut, die Zentralmoschee von Grosny ist die groRte in
Russland. Jeder, der in Verdacht steht, ihn und seine Regierung zu kritisieren, wird verfolgt. Eine organisierte politische
Opposition gibt es daher nicht. Die 16.000 Mann starken Einheiten Kadyrows sind flr viele
Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien bis heute verantwortlich.

(Tschetschenien, http://de.wikipedia.org/wiki/Tschetschenien, Zugriff 11.01.2011, Ramzan Kadyrow,
http://de.wikipedia.org/wiki/Ramsan_Achmatowitsch_Kadyrow, Zugriff 11.01.2011, Schweizerische Flichtlingshilfe,
Nordkaukasus:

Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 25.11.2009, Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Fdéderation vom 07.03.2011, Analyse der Staatendokumentation,
Russische Féderation/Tschetschenien, Adat-Blutrache vom 5.11.2009, Martin Malek, Understanding Chechen Culture,
Der Standard vom 19.01.2010, Eurasisches Magazin vom 03.05.2010, Analyse der Staatendokumentation zur Situation
der Frauen in Tschetschenien vom 08.04.2010, Schweizerische Fluchtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und
Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 20, The Jamestown Foundation: Eurasia Daily Monitor -- Volume 8, Issue 42,
02.03.2011)

1. Allgemeine Sicherheitssituation

In Tschetschenien hat Oberhaupt Ramzan Kadyrow ein repressives, stark auf seine Person zugeschnittenes Regime
etabliert, was die Betatigungsmoglichkeiten fir die Zivilgesellschaft auf ein Minimum reduziert. Trotz deutlicher



Wiederaufbauerfolge ist die 6konomische Lage in Tschetschenien desolat, es gibt kaum Beschaftigungsmoglichkeiten
auBerhalb des staatlichen Sektors. Die Anzahl sicherheitsrelevanter Vorfalle ging nach einem relativen Hochststand
2009 wieder zuruick. Dennoch kam es 2010 und 2011 zu einigen ernsthaften Vorfallen. Im gesamten Nordkaukasus soll
es nach Angaben des FSB 600 bis 700 aktive Rebellen geben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 21, Council of Europe - Commissioner for Human Rights: Report by Thomas Hammarberg
Commissioner for Human Rights of the Council of Europe Following his visit to the Russian Federation from 12 to 21
May 2011, 6.9.2011)

Den Machthabern in Russland ist es gelungen, den Konflikt zu "tschetschenisieren”, das heil3t, es kommt nicht mehr zu
offenen Kampfen zwischen russischen Truppen und Rebellen, sondern zu Auseinandersetzungen zwischen der Miliz
von Ramzan Kadyrow und anderen "pro-russischen" Kraften/Milizen - die sich zu einem erheblichen Teil aus friheren
Rebellen zusammensetzen - einerseits sowie den verbliebenen, eher in der Defensive befindlichen Rebellen
andererseits. Die bewaffnete Opposition wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert, welche allerdings
kaum Sympathien in der Bevdlkerung geniellen. Die bewaffneten Auseinandersetzungen konzentrierten sich auf
entlegene Bergregionen.

Seit Jahresbeginn 2010 ist es in Tschetschenien jedoch zu einem spurbaren Rickgang von Rebellen-Aktivitaten
gekommen. Diese werden durch Anti-Terror Operationen in den Gebirgsregionen massiv unter Druck gesetzt, was
teilweise ein Ausweichen der Kampfer in die Nachbarrepubliken Dagestan und Inguschetien bewirkt. Die Macht von
Ramzan Kadyrow, ist in Tschetschenien unumstritten. Politische Beobachter meinen, Ersatz fur Kadyrow zu finden
ware sehr schwierig, da er alle potentiellen Rivalen ausgeschalten habe, Gber privilegierte Beziehungen zum Kreml und
zu Ministerprasident Putin verflige und sich groRer Beliebtheit unter der Bevdlkerung erfreue.

(Asyllanderbericht Russland der Osterreichischen Botschaft in Moskau, Stand 21.10.2010, Seite 15)

Der stetige Ruckgang der foderalen Streitkrafte nach Ende der "heiBen" Phase des zweiten Krieges ab 2002 kann als
Zeichen fur die verbesserte Sicherheitslage verstanden werden. Der Ruckzug der russischen Truppen war nicht nur
durch die Stabilisierung der Sicherheitslage, sondern auch durch die sukzessive Ubergabe der Verantwortung auf
lokale tschetschenische Streitkrafte, die erst in den letzten Jahren anwuchsen, méglich. Die andauernde Stationierung
foderaler Sicherheitskrafte in Tschetschenien und der trotz der Beendigung der von 1999 bis 2009 dauernden Anti-
Terror-Organisation (ATO) nicht erfolgte Abzug zeigen, dass die tschetschenischen Sicherheitskrafte weiterhin foderale
Unterstltzung im Kampf gegen die Rebellen bendtigen. Andererseits kann auch davon ausgegangen werden, dass
Moskau seine Truppen vermutlich aus mangelndem Vertrauen in Kadyrow weiterhin dort stationiert lasst. Die in den
letzten Monaten ergriffenen MaBnahmen und die Wortwahl der Prasidenten Medwedew und Kadyrow sowie des
Ministerprasidenten Putin zeigen jedenfalls, dass man zur Bekampfung des "Terrorismus" im Nordkaukasus insgesamt
weiterhin eher auf militarische Gewalt setzt, und soziale und wirtschaftliche Malinahmen eine untergeordnete Rolle
spielen.

Medwedew fordert weiterhin "brutale MaBnahmen" gegen Terroristen und spricht von einem "schonungslosen Kampf"
gegen die Rebellengruppen. Auch in Zusammenhang mit den Anschldgen auf die Moskauer U-Bahn im Méarz 2010 oder
den Anschlag auf ein Kaffeehaus in Pjatigorsk im August 2010 sprach sich Medwedew fir die "Zerstdrung" der Kdmpfer
aus. In Anbetracht der 2014 in Sotschi stattfindenden olympischen Winterspiele wird gemutmaldt, dass Medwedew
meinen konnte, allein die Anwendung roher Gewalt kénne die Region geniigend stabilisieren um die Abhaltung der
Spiele nicht zu gefahrden.



(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foéderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14)

Zusammenfassend ist auszufuhren, dass nach Beendigung der Anti-Terror-Organisation 2009 temporar wieder
vermehrt Anschlage in Tschetschenien zu verzeichnen waren. Die 2009 sprunghaft angestiegene Anzahl an
Selbstmordanschlagen ist 2010 wieder stark eingebrochen. Der jingste Angriff auf die Heimatstadt Kadyrows Zenteroi
am 29. August 2010 lasst keine Zweifel, dass die tschetschenischen Rebellen auch zu taktisch herausfordernden
Aktionen fahig sind. Von einer Starkung der Widerstandsbewegung, die in der nachsten Zeit zu einem Ausbruch
groBerer Kamphandlungen fihren kénnte, ist jedoch nicht auszugehen.

Wenngleich sich die Sicherheitslage im Sinne dessen, dass keine grol3flachigen Kampfhandlungen stattfinden und es zu
keiner Vertreibung der Zivilbevélkerung kommt, stabilisiert hat, so zeigt sich also, dass dies nicht zuletzt auf die
repressive Machtaustibung Ramzan Kadyrows und seiner Sicherheitskrafte zurtickzufihren ist. Allgemein ist nach wie
vor ein hohes Mal} an Gewalt feststellbar, vor allem aulerjudizielle Tétungen und Kollektivstrafen. Das teilweise
brutale und in einigen Fallen als menschenrechtswidrig zu bezeichnende Vorgehen der Sicherheitskrafte (fur das diese
kaum belangt werden) bringt zwar auch Resultate mit sich, da immer wieder auch fihrende Kampfer "neutralisiert”,
also getotet oder verhaftet, werden und die Sicherheitslage in Tschetschenien dadurch weitgehend stabilisiert werden
konnte, andererseits tragt dieses Vorgehen dazu bei, dass sich auch junge Menschen, die sich zunachst nicht mit
radikal-islamischem Gedankengut identifizieren, der Widerstandsbewegung anschlieBen. Deshalb wird die
Rebellenbewegung auch in nachster Zeit nicht an Schlagkraft verlieren. Eine nachhaltige Befriedung ist also weiterhin
nicht absehbar, die in Zusammenhang mit Tschetschenien so oft zitierte Gewaltspirale dreht sich weiter.

In Tschetschenien kam es im Sommer 2010 zu einer Spaltung innerhalb des bewaffneten Widerstands, als sich ein Teil
der bewaffneten Kampfer vom bis dahin einflussreichsten Anfiihrer Doku Umarow und seiner Doktrin der Schaffung
eines islamischen "Emirat Kaukasus" lossagte. Dieser Zwist fuhrte, zusammen mit dem harten Vorgehen der
Sicherheitskrafte gegen '"Terroristen" und deren Angehdrige, zu einer Abnahme der direkten gewaltsamen
Auseinandersetzungen zwischen Widerstandskampfern und Sicherheitskraften, ohne dass die Gewalt insgesamt
weniger wurde. Die rund 20.000 "Kadyrowzy" sind nach wie vor aktiv. Die Jamestown Foundation schatzt, dass beinahe
90 Prozent der tschetschenischen islamistischen Gruppierungen nun dem Kommando von Emir Hussein unterstehen,
wahrend ein GroRteil der dagestanischen, inguschetischen und kabardino-balkarischen "Jamaats" nach wie vor
Umarow treu sind. Dieser wurde schon mehrmals totgesagt, was sich bis heute als falsch erwiesen hat.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation:

Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 4-5, Schweizerische Fluchtlingshilfe, Nordkaukasus:
Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 6, 8 und 9; Russia, Freedom in the World 2012)

2. Verfolgungsgefahr

UNHCR sieht derzeit insbesondere (ehem.) Rebellen und deren Verwandte, politische Gegner Kadyrows, Personen, die
eine offizielle Funktion in der Verwaltung Maschadows hatten, Menschenrechtsaktivisten und Personen, die
Beschwerden bei regionalen und internationalen Menschenrechtseinrichtungen eingebracht haben und unter
besonderen Umstanden Frauen und Kinder, als besonders gefahrdet an. Personen, die in Sicherheitseinrichtungen,
z.B. unter Dudaev und Maschadov tatig gewesen sind oder friher an Rebellenaktivitaten teilgenommen haben, laufen
nach wie vor Gefahr, bei einer Rickkehr in die Gefangenschaft zu geraten.

(Anfragebeantwortung von ACCORD vom 08.06.2010)



Dick Marty, Sonderberichterstatter der Parlamentarischen Versammlung des Europarats, bezeichnet in seinem Bericht
den Nordkaukasus als die "europadische Region, in der seit Jahren die gravierendsten und umfangreichsten
Menschenrechtsverletzungen stattfinden" und spricht von "systematischen Menschenrechtsverletzungen". Willkurliche
Festnahmen und Haft, bei denen es in den meisten Fallen zu Folter kommt, sind im Nordkaukasus alltaglich. Das Ziel
ist meistens, Informationen Uber mutmaRliche Widerstandskampfer oder Gestandnisse sowie die Beschuldigung
anderer Personen zu erhalten, welche spater in einem Gerichtsverfahren verwendet werden konnen. Willkurliche
Festnahmen werden aber auch eingesetzt, um Menschenrechtsaktivisten, Kritiker und andere Zivilpersonen unter

Druck zu setzen und zum Schweigen zu bringen.

Folter und Misshandlung muss aber nicht nur die gesamte Zivilbevolkerung beflrchten. Sie drohen auch aus dem
Ausland zurtckkehrenden Tschetschenen. Das erzwungene Verschwinden von Personen gehdrt wie Folter und

Tétungen zum Alltag im Nordkaukasus.

Kadyrow versprach zudem 100.000 Dollar fur jeden getdteten und 50.000 Dollar fir jeden lebend gefangen
genommenen "Aufstdndischen". Diese Strategie wird auch von Moskau offentlich unterstitzt. Von
Menschenrechtsorganisationen wird kritisiert, dass Entschadigungszahlungen fur zerstdrte Liegenschaften nur in sehr
beschranktem, unzureichendem Ausmal bezahlt werden. Amnesty International weist darauf hin, dass viele der
Entschadigten bis zu 50 Prozent der erhaltenen Gelder gleich als Bestechungsgelder bezahlen mussten. Hohe
tschetschenische Beamte und auch Prasident Kadyrow selbst fielen immer wieder durch Drohungen gegenutber den

Angehdrigen von (mutmallichen) Widerstandskampfern und Rechtfertigungen von kollektiver Bestrafung auf.

(Schweizerische Fluchtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 10-14,

sowie 17)

Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass die tschetschenischen Behdrden Unterstutzer und Familienmitglieder
einzelner Kampfer auf dem gesamten Territorium der Russischen Fdderation suchen und/oder finden wirden, was

aber bei einzelnen bekannten oder hochrangigen Kampfern sehr wohl der Fall sein kann.

(BAA/Staatendokumentation: Analyse der Staatendokumentation - Russische Fdderation - Unterstutzer und

Familienmitglieder (mutmaRlicher) Widerstandskampfer in Tschetschenien, 20.4.2011)

2.1. Zivilbevélkerung

Vertreter russischer und internationaler NROs (Memorial, Human Rights Watch, amnesty international, Danish
Refugee Council) zeichnen ein insgesamt dusteres Lagebild fur Tschetschenien. Es herrscht ein Klima der Angst und
Einschlchterung.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 22)

Bei Sondereinsdtzen der Anti-Terror-Organisation geraten gelegentlich auch Zivilisten ins Schussfeld, wie etwa ein
Vorfall im inguschetisch-tschetschenischen Grenzgebiet im Februar 2010 zeigt:



Bei diesem Sondereinsatz kamen je nach Angaben zwischen vier und 14 Zivilisten ums Leben. Zudem steht der
Vorwurf im Raum, dass Sicherheitskrafte getotete Zivilisten manchmal als Kampfer bezeichnen wirden, um die
Statistik zu schonen. Die derzeit stattfindenden Kampfe fihren jedoch nicht zu einer Vertreibung der Zivilbevélkerung.

Bis Mai 2011 hatte der EGMR in rund 180 Fallen Verletzungen der Artikel 2 und 3 der EMRK bei Einsatzen der
Sicherheitskrafte in Tschetschenien festgestellt. 60% der Beschwerden betrafen das Verschwinden von Personen. [...]
Die andauernden Muster der Straffreiheit fur solch ernsthafte Verletzungen zahlen zu den hartnackigsten
Menschenrechtsproblemen im Nordkaukasus. Es gab sicherlich mehrere positive Schritte wie die Einrichtung von
Untersuchungskomitees, die Unterstitzung der Teilnahme von Opfern bei der strafrechtlichen Verfolgung und die
Verkundung mehrerer Direktiven hierzu. Viele Untersuchungen ergeben jedoch keinerlei Ergebnisse; in Fallen, in
denen Behorden selbst in Verbrechen involviert waren bestehen Zweifel, inwieweit diese mit den

Untersuchungsbehoérden die notwendige Kooperation ermdéglichen kénnen.

(Council of Europe - Commissioner for Human Rights: Report by Thomas Hammarberg Commissioner for Human

Rights of the Council of Europe Following his visit to the Russian Federation from 12 to 21 May 2011, 6.9.2011)

Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) will sicherstellen, dass die Polizei und Truppen des
Innenministeriums, welche Sicherheitsoperationen durchfuhren, die Gesetze kennen. Daher fuhrte das Komitee
zwischen Juni 2010 und Janner 2011 Informationsveranstaltungen fur Sicherheitskrafte durch. Zudem fihrt das IKRK
regelmaligen Dialog mit foderalen und lokalen Exekutivbehérden Uber Festnahmen, Inhaftierungen und

Gewaltanwendung.

(ReliefWeb: Russian Federation/Northern Caucasus: ICRC maintains aid effort, 1.3.2011,

http://www.reliefweb.int/rw/rwb.nsf/db900SID/JARR-8EJHNK?OpenDocument&rc=4&emid=ACOS-635PN7)

In den letzten Jahren kehrten nicht nur tausende Binnenfllichtlinge in ihre Hauser zurlck, sondern auch
Tschetschenen, die nach Europa flichteten. Das subjektive Unsicherheitsgefihl verhindert eine solche Ruckkehr
scheinbar nicht. Dennoch darf nicht auBer Acht gelassen werden, dass in Tschetschenien weiterhin
Menschenrechtsverletzungen wie willkurliche Verhaftungen oder unmenschliche Behandlung durch Sicherheitskrafte
stattfinden und fragwurdige MalRnahmen wie die Kollektivbestrafung von Kadyrow und anderen tschetschenischen

Amtstragern gutgeheil3en werden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 5)

2.2. Die Rebellen

Die tschetschenische Rebellenbewegung entwickelte sich bereits vor Ausbruch des zweiten Krieges immer mehr von
einer separatistischen hin zu einem islamistischen Netzwerk und radikalisierte sich im Verlauf der Kriegsjahre
erheblich. Damit einher ging die Ausbreitung der Gewalt auf die Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan, wo
die Sicherheitslage mittlerweile als prekdrer als in Tschetschenien gilt, sowie in geringerem Ausmaf} auch auf
Kabardino-Balkarien, Karatschajewo-Tscherkessien und Nordossetien. Durch die Ausrufung des "Kaukasus Emirats"
durch Doku Umarow (Emir Abu Usman) Ende Oktober 2007 wurde offensichtlich, dass sich der tschetschenische
Widerstand nunmehr als Teil einer pankaukasischen islamischen Bewegung betrachtet, deren Ziel nicht die

"o

Unabhangigkeit der Republik, sondern vielmehr die "Befreiung" der derzeit "von den Russen besetzten" "islamischen

Lande" von "Unglaubigen" ist. Grundsatzlich kann die tschetschenische Rebellenbewegung daher heute nicht mehr



losgelost von den im gesamten Nordkaukasus agierenden Rebellengruppen betrachtet werden. Die einzelnen
Gruppen des die Republiksgrenzen Uberschreitenden Netzwerks stehen zwar miteinander in Verbindung, handeln
jedoch weitgehend autonom und dirften einzelne Angriffe auch nicht miteinander koordinieren.

Die tatsachliche Anzahl der Kdmpfer ist unklar, Schatzungen reichen von 50 bis 60 (Aussagen Kadyrows) tber rund 500
(FSB) bis zu 1.500 Mann (einzelne unabhangige Beobachter in Tschetschenien). Doku Umarow gab im Marz 2010 an,
die Anzahl der Mudschaheddin im gesamten Nordkaukasus lage zwischen 10.000 und 30.000 Mann, bei
entsprechenden Ressourcen konnte er funf- bis zehnmal so viele anfihren. Wahrend die Angaben Kadyrows zu niedrig
angesetzt sind (allein 2009 sollen offiziellen Angaben zufolge 190 Kampfer in Tschetschenien ums Leben gekommen
sein, in den ersten sieben Monaten 2010 51), sind jene Umarows sicherlich stark Ubertrieben.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-15)

Verfolgungshandlungen von Unterstitzern der Kdmpfer im zweiten Tschetschenienkrieg kdnnen eher vorkommen als
bei Unterstitzern der Kampfer des ersten Krieges, wo eine Vorfolgung heutzutage eher auszuschlieen ist.
Entscheidend fur eine Verfolgung ist, wie aktiv ein Kdmpfer tatsachlich involviert war oder gegebenenfalls immer noch
ist. Andererseits werden fihrende Posten in der Verwaltung von ehem. Rebellenkommandanten, die zu Kadyrow
Ubergewechselt sind, eingenommen. Bei Unterstitzern des Widerstands im ersten und zweiten Tschetschenienkrieg
vor 2005 sind einzelne Verfolgungshandlungen jedoch nicht ganzlich ausgeschlossen. Familienmitglieder und
Unterstltzer von derzeit aktiven Rebellen sind, sofern sie als solche bekannt sind, sicherlich einer Bedrohung durch
staatliche Organe ausgesetzt. Falle strafrechtlicher Verfolgung von Unterstiitzern von Rebellen sind bekannt. Die
ergriffenen MaBnahmen wie etwa Hausniederbrennungen finden nicht offiziell statt, werden aber geduldet, wenn
nicht sogar durch Aussagen hoher Regierungsbehérden bis hin zu Prasident Kadyrow informell geférdert.

(Analyse der Staatendokumentation, Tschetschenien - Gefdhrdungseinschatzung: Menschenrechtsaktivisten und
Unterstiltzer (von ehemaligen) Widerstandskdmpfern vom 09.09.2009, Seite 13 und 14

COIl Workshop "Frauen in Tschetschenien" am 17.02.2012)

2.2.1. Das Vorgehen der Rebellen

In den ersten Jahren des zweiten Krieges kampften ganze Armeedivisionen und Brigaden russischer Truppen gegen die
Rebellen. Nachdem es den fdderalen Truppen gelungen war, grolle Kampfverbdnde zu besiegen, gingen die
Auseinandersetzungen in einen Guerillakrieg Uber. In den ersten Monaten des zweiten Tschetschenienkrieges waren
die russischen Truppen, die sich vor allem auf die als Hochburgen der Rebellen geltenden sudlichen Regionen der
Republik konzentrierten, beinahe taglich Bombenanschldgen und Angriffen durch Heckenschitzen ausgesetzt. Die
Starke und Krafte der Kdmpfer nahmen ab 2002 und deutlich mit 2004 ab, die Haufigkeit militarischer Aktionen ging
zurtick. Nachdem viele hochrangige Kommandeure der ersten Generation liquidiert worden waren, - namlich im Marz
2002 Ibn al-Chattab, im Janner 2003 Ruslan Gelajew, im Marz 2005 Aslan Maschadow, im Juni 2006 Abdul-Chalim
Sadulajew und im Juli 2006 Schamil Bassajew - verlor die Rebellenbewegung in Tschetschenien insgesamt an
Schlagkraft. Die jingsten Anschlage im russischen Kernland - jener auf den Zug Newski-Express im November 2009
und die Moskauer U-Bahn im Marz 2010 - gingen Bekennerschreiben zufolge zwar ebenfalls auf das Konto
nordkaukasischer Rebellen, allerdings vermutlich nicht tschetschenischer.



Heutzutage teilt sich die Rebellenbewegung in Tschetschenien in kleine, extrem mobile und unabhangige Gruppen von
Kampfern, die sich im gesamten Nordkaukasus praktisch mehr oder weniger frei bewegen kénnen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foéderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16)

2.2.2. Schwachung der Rebellenbewegung

Es kamen zahlreiche AnfUhrer des Kaukasus Emirats ums Leben, darunter auch tschetschenische. Zuletzt wurde am
21. August 2010 der "Emir von Grosny", Chamsat Schamilew, bei einem Sondereinsatz getttet. Gerade in
Tschetschenien selbst gelang es im Gegensatz zu Dagestan, Inguschetien und Kabardino-Balkarien aber nicht, auch
bedeutende Fuhrungspersénlichkeiten wie Doku Umarow, festzunehmen oder zu liquidieren. Ob die Tétung von
Fihrungspersonlichkeiten zu einer Schwachung der tschetschenischen Rebellenbewegung flihren warde, ist fraglich.
Das Beispiel der anderen Republiken zeigt, dass dies zumindest kurzfristig nicht zu einer entscheidenden Schwachung
der einzelnen Dschamaat fuhrt.

Die nordkaukasische Widerstandsbewegung wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert. Radikal-
islamisches Gedankengut findet jedoch in Tschetschenien kaum Sympathien in der Bevolkerung, die Islamisten kénnen
sich durch den hohen Repressionsdruck nicht frei in der Offentlichkeit bewegen. Obwohl die radikal-islamische
Ausrichtung einige Manner abschrecken soll sich den Kampfern anzuschlieBen, scheint die nordkaukasische
Rebellenbewegung keine Probleme zu haben, neue Mitglieder zu rekrutieren. Obwohl die Rekrutierung neuer
Mitglieder kein Problem darstellt, gehen den tschetschenischen Kampfern einigen Beobachtern zufolge zusehends die

Ressourcen aus, da es Kadyrow und russischen Sicherheitskraften gelungen sei, ihre Versorgungslinien abzuschneiden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foéderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16-18)

Die tschetschenischen Sicherheitskrafte unterstehen fast allesamt dem tschetschenischen Innenministerium. Nach
Auflésung der beiden Bataillons Sapad und Wostok, die direkt dem russischen Verteidigungsministerium unterstanden
hatten, stehen in der Praxis alle Sicherheitskrafte in Tschetschenien unter der direkten Kontrolle Ramzan Kadyrows
oder sind ihm loyal, da es Kadyrow im Laufe der Jahre gelungen war, nahezu das gesamte Innenministerium mit

Vertrauenspersonen zu besetzen

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 9)

Die tschetschenische Polizei hat nach Angaben des tschetschenischen Innenministers Ruslan Alchanow seit dem
Jahresbeginn (2011) 13 Extremisten vernichtet und 41 mutmaBliche Teilnehmer gesetzwidriger bewaffneter Gruppen
festgenommen. Weitere zehn Mitglieder der bewaffneten Formationen stellten sich selbst, hiel3 es. "Die illegalen
bewaffneten Gruppen in Tschetschenien sind in der letzten Zeit betrachtlich geschrumpft und bekommen praktisch
keine personelle Auffiillung mehr", so der Minister. "Die unbedeutenden Reste dieser Gruppen sind nicht in der Lage,

etwas zu dndern, geschweige denn die Lage in der Republik Tschetschenien zu destabilisieren."

(Ria Novosti: Empfindliche Verluste bei Extremisten, 24.4.2011, http://de.rian.ru/russia/20110424/258932158.html,
Zugriff 1.6.2011)



2.2.3. Neuerliche Gewalt durch Rebellengruppen

Als Grinde fur den neuerlichen Gewaltausbruch werden nicht nur religioser Extremismus und ethnischer
Separatismus genannt. Auch die autoritare Politik Kadyrows und die durch russische und tschetschenische
Sicherheitskrafte begangenen Menschenrechtsverletzungen werden als Ausldser genannt. Wie bereits erwahnt werden
Armut und die schlechte wirtschaftliche Lage sowie die weit verbreitete Korruption und Clanwirtschaft ebenso dafur
verantwortlich gemacht, den Zulauf aus der tschetschenischen Bevolkerung zur Widerstandsbewegung nicht abreil3en

zu lassen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-18)

Am 19.10.2010 drangen Terroristen sogar bis zum schwer bewachten Parlament in Grosny vor. Aus bisher ungeklarten
Grinden gelang es drei Terroristen die Sperre vor dem Parlamentsgebdude zu passieren. Einer der Angreifer sprengte
sich davor in die Luft, zwei Untergrundkampfer drangen in das Gebaude ein, lieferten sich im Erdgeschoss ein
Feuergefecht mit den tschetschenischen Sicherheitskraften und sprengten sich dann selbst in die Luft. AuBer den
Terroristen wurden bei dem Uberfall drei Personen getétet, darunter zwei Polizisten und ein tschetschenischer Zivilist.
17 Personen, darunter sechs Polizisten und elf Zivilisten, wurden verletzt. Mit dem Uberfall zeigten die Separatisten,
dass sie auch in Tschetschenien, wo es in den letzten Jahren weit weniger Anschlage gegeben hatte, als in den

Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan, noch handlungsfahig sind.

(Eurasisches Magazin: Der Terror in Tschetschenien ist zurtiick vom 06.12.2010)

Am 6. Juli 2010 forderte Putin im stdrussischen Kislowodsk eine Amnestie fur die Untergrundkampfer im
Nordkaukasus. Damit bewies er, dass man mit allen Mitteln Frieden erreichen will.

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Fdderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 5)

2.3. Menschenrechtsaktivisten und Gegner Kadyrows:

Immer wieder kam es zu ZusammenstoRBen zwischen verschiedenen offiziellen tschetschenischen Einheiten,
insbesondere zwischen solchen unter der Kontrolle Kadyrows und jenen unter der Kontrolle von Personen, die
gemeinhin als seine personlichen Gegner bezeichnet wurden, wie zum Beispiel der mittlerweile ermordete Sulim
Jamadajew und der nunmehr aus Tschetschenien vertriebene Said-Magomed Kakijew. Bei diesen ZusammenstoRen
kam es auch zu Todesfallen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
10)

Seit 2009 wurde eine zunehmende Zahl von Menschenrechtsverteidigern aus dem Nordkaukasus drangsaliert,
geschlagen, entfuhrt und getotet. Auch der tschetschenische Prasident Ramzan Kadyrow beschuldigte am 3. Juli 2010

in einem Fernsehinterview Journalisten und Menschenrechtsaktivisten, vom Ausland bezahlt zu sein, und bezeichnete



sie als "Verrater, welche "die |dee des Mutterlands verkauft" hatten, zudem als "Feinde des Volkes, Feinde des
Gesetzes, Feinde des Staates".

(Schweizerische Fllchtlingshilfe, Nordkaukasus: Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 12.09.2011, Seite 14-15)

Einer der zuletzt bekannt gewordenen Falle betrifft den kritischen politischen Journalisten der Tageszeitung
"Kommersant" Oleg Kaschin, der am 06.11.2010 vor seinem Haus von Unbekannten zusammengeschlagen und schwer

verletzt wurde.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 9)

3. Versorgungslage

Die Lebensumstande fur die Mehrheit der tschetschenischen Bevodlkerung haben sich nach Angaben von
internationalen Hilfsorganisationen in den Jahren seit 2007 deutlich verbessert. Die Staatsausgaben in Tschetschenien
pro Einwohner sind doppelt so hoch wie im Durchschnitt des sidlichen Féderalen Bezirks. Durch die in den letzten
zehn Jahren - grof3teils durch féderale Gelder - durchgefiuihrten Programme und Projekte konnte der Wiederaufbau in
der Tschetschenischen Republik vorangetrieben werden. Kadyrow mochte eine Art "Dubai des Kaukasus'"(Uwe
Halbach) aus Tschetschenien machen. Sowohl in die soziale, als auch in die technische Infrastruktur wurde investiert:
In den Bau und die Renovierung von Wohnungen, medizinischen Einrichtungen, Schulen, Kaufhdusern, Straf3en,
Kanalisation, Stromversorgung u. a. Die ehemals zerstorte Hauptstadt Tschetscheniens Grosny ist inzwischen fast
vollstandig wieder aufgebaut - dort gibt es mittlerweile auch wieder einen Flughafen. Nach Angaben der EU-
Kommission findet der Wiederaufbau uUberall in der Republik, insbesondere in Gudermes, Argun und Schali, statt.
Mitarbeiter von Hilfsorganisationen melden, dass selbst in kleinen Dérfern Schulen und Krankenhduser aufgebaut
werden. Die Infrastruktur (Strom, Heizung, flieBendes Wasser, etc.) und das Gesundheitssystem waren nahezu
vollstandig zusammengebrochen, doch zeigen Wiederaufbauprogramme und die Kompensationszahlungen Erfolge.
Der Wiederaufbau geht unter hohem Einsatz staatlicher Mittel rasch voran, die Arbeitslosigkeit bleibt aber nach wie
vor ein schweres Problem. Missmanagement, Kompetenzgemenge und Korruption verhindern in vielen Fallen, dass
die Gelder fir den Wiederaufbau sachgerecht verwendet werden. Die humanitdren Organisationen reduzieren
langsam ihre Hilfstatigkeiten; sie konstatieren keine humanitdre Notlage, immer noch aber erhebliche
Entwicklungsprobleme. Der Schulbesuch ist grundsatzlich mdglich und findet unter zunehmend glinstigen
Bedingungen statt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 23, Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Fdderation - Republik
Tschetschenien, Dezember 2011, Seite 5; Amnesty International, Annual Report 2012)

3.1. Wohnsituation

Laut Beurteilung des tschetschenischen Eigentumsministeriums sowie des Wohnungsministeriums ist das
Privateigentum anderer fir Tschetschenen unantastbar. Aus diesem Grunde werden Hauser von Tschetschenen, die
ausgereist sind, nicht von anderen Personen oder vom Staat in Besitz genommen. Es wurde in den diesbezlglichen
Stellungnahmen sogar soweit ausgeholt, dass Hauser so lange leer stehen wurden, bis der Besitzer zurtckkame.



(Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Féderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite 23-24)

Im Juli 2003 flihrte die Regierung Kompensationszahlungen ein. Im Rahmen dessen sollten Personen, deren gesamtes
Eigentum zerstort worden war, 350.000 Rubel bekommen. Der féderalen Regierung zufolge hatten bis Ende 2004
39.000 Personen solche Kompensationszahlungen erhalten. Zusatzlich zu Regierungsprogrammen unterhalten
humanitare Organisationen Programme zur Beschaffung von Unterkinften. Zwischen 2000 und 2007 wurden in
Tschetschenien rund 20.000 Hauser mit der Hilfe humanitarer Organisationen repariert oder aufgebaut.

(BAA - OIF, Soziale Infrastruktur in Tschetschenien; August 2009, Seite 9)

Wohnraum bleibt ein grof3es Problem. Nach Schatzungen der Vereinten Nationen wurden wahrend der kriegerischen
Auseinandersetzungen seit 1994 tber 150.000 private Hauser sowie ca. 73.000 Wohnungen zerstort. Die Auszahlung
von Kompensationsleistungen  fur  kriegszerstortes Eigentum ist  noch nicht  abgeschlossen.
Nichtregierungsorganisationen berichten, dass nur rund ein Drittel der Vertriebenen eine Bestatigung der
Kompensationsberechtigung erhalte. Viele Riickkehrer bekdmen bei ihrer Ankunft in Grosny keine Entschadigung, weil
die Behdrden sich weigerten, ihre Dokumente zu bearbeiten, oder weil ihre Namen von der Liste der Berechtigten
verschwunden seien. Verschiedene Schatzungen, u.a. des ehemaligen Menschenrechtsbeauftragten des Europarates

Gil Robles, gehen davon aus, dass 30-50% der Kompensationssummen als Schmiergelder gezahlt werden mussen.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 24)

3.2. Nahrungsversorgung

Hinsichtlich der Verfligbarkeit und der Kosten von Grundnahrungsmitteln ist auf die Mentalitat des tschetschenischen
Volkes zu verweisen, diese hat es laut Einschatzung des tschetschenischen Landwirtschaftsministeriums ermdglicht,
dass die Menschen selbst wdhrend der beiden Kriege genug zu essen hatten. Laut Beurteilung des
Landwirtschaftsministeriums gibt es aufgrund der gegenseitigen Hilfe und Unterstitzung der tschetschenischen
Bevdlkerung auch heutzutage keine Familie in Tschetschenien, die sich nicht die Lebensmittel kaufen kann, welche sie
bendtigt.

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdéderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

23)

Das Notfall- und Rehabilitationsprogramm im Nordkaukasus soll fiir die Ernahrungssicherheit und Ernahrung durch
"Empowerment" gefahrdeter Bevolkerungsgruppen sorgen. Diese Ziele sollen dadurch erreicht werden, indem man
die landwirtschaftliche und die auf Viehzucht basierende Produktion wieder aufnimmt und gleichzeitig verstarkt neue
Kenntnisse Uber Erndhrung und Klein-Farmbetriebe anwendet.

Die FAO (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation) nahm am Inter-Agency-Transitional-Arbeitsplan fur den
Nordkaukasus 2007 teil, der die Durchfuhrung von Aktivitdten zur Verbesserung der Ernahrungssicherheit und
Starkung landlicher Existenzmaoglichkeiten in der Region beabsichtigt. Insbesondere gehéren zu den wichtigsten Zielen
der FAO im Bereich der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Produktion die Wiedereingliederung von sozial



benachteiligten Gruppen, die Bereitstellung von landwirtschaftlichen Betriebsmitteln fur Einkommen schaffende
MalRnahmen, der Wiederaufbau der wichtigen landwirtschaftlichen Infrastruktur, die Gewahrung von Dienstleistungen
sowie die Starkung der institutionellen Kapazitaten in der Landwirtschaft.

(Homepage der FAO (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation), Zugriff am 11. Janner 2011,

http://www.fao.org/countries/55528/en/rus/)

3.3. Arbeitslosigkeit und soziale Lage

Wichtigstes soziales Problem ist die Arbeitslosigkeit und groBe Armut weiter Teile der Bevolkerung. Nach Schatzungen
der UN waren 2008 ca. 80% der tschetschenischen Bevolkerung arbeitslos und verfigen Gber Einklinfte unterhalb der
Armutsgrenze (in Héhe von 2,25 USD/Tag). Haupteinkommensquelle ist der Handel. Andere legale
Einkommensmaéglichkeiten gibt es kaum, weil die Industrie Gberwiegend zerstort ist. Minen verhindern die Entwicklung
landwirtschaftlicher Aktivitaten. Geld wird mit illegalem Verkauf von Erddl und Benzin verdient; zahlreiche Familien
leben von Geldern, die ein Ernadhrer aus dem Ausland schickt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
07.03.2011, Seite 23)

Die offizielle Arbeitslosenrate ist in den letzten Jahren gesunken, ist aber nach wie vor ein groRBes Problem. Die
inoffizielle Arbeitslosenrate wird weit hoher geschatzt, ein nicht unbetrachtlicher Teil der Bevdlkerung durfte aber im
informellen Sektor Einkommen schépfen, bzw. aus landwirtschaftlichem Eigenanbau konsumieren. Unterstiitzung aus
der Familie hat in der Republik grofl3e Tradition. Wenngleich Korruption auch im Bereich der Sozialbeihilfen bestehen
durfte, so sind in der Tschetschenischen Republik grundsatzlich dieselben foderalen sozialen Unterstitzungen wie in
der gesamten Russischen Fdderation verflgbar. Zudem gibt es Sozialbeihilfen auf Ebene der Republik, wie
beispielsweise finanzielle Unterstitzung zur Grindung eines Kleinunternehmens oder Finanzhilfen fur Behinderte.

Putin rief dazu auf, die Wirtschaft der Nordkaukasus-Region anzukurbeln. Um den Rickstand gegenlber anderen
Regionen aufzuholen, brauche der Nordkaukasus laut Aussagen Putins rund zehn Prozent Wirtschaftswachstum
jahrlich und sei die Bekampfung der Arbeitslosigkeit dullerst wichtig. Innerhalb von zehn Jahren sollen laut Putin
mindestens 400.000 neue Arbeitsplatze im Nordkaukasus entstehen. Beim Wiederaufbau gibt es bereits Erfolge zu
verzeichnen. In den vergangenen zwei Jahren sind in Tschetschenien beispielsweise 53 Schulen und 35 medizinische
Einrichtungen in Betrieb genommen worden, deren Bau der Staat finanziert hat.

Im Rahmen eines seit 2008 laufenden Programms werden Personen unterstitzt, die sich selbst einen Arbeitsplatz
schaffen:

Arbeitslose, die einen kleinen Betrieb erdffnen, werden mit einer einmaligen Zahlung von 58.000 Rubel geférdert. Stellt
man Arbeiter ein, erhalt man fur jeden Angestellten wiederum 58.000 Rubel. Insgesamt wurde das Programm bislang
von 5.481 Personen in Anspruch genommen, 3.498 davon kamen aus dem landlichen Raum. Zudem gibt es ein
Programm zur Weiterbildung oder Umschulung - das "Programm fiir zusatzliche MaRnahmen fir die Entwicklung von
Arbeitsstellen". Hier werden fir Personen, die sich weiterbilden wollen, Stipendien in der H6he von 850 Rubel pro
Monat vergeben. Diese MaRBnahmen sollen zusatzlich die Arbeitslosenrate senken, um die soziale und wirtschaftliche
Stabilitat der Bevolkerung zu fordern. Zur Unterstltzung von Arbeitslosen wurde in Stawropol ein Ressourcen-Zentrum
errichtet, wo verflgbare Arbeitsstellen bestimmt und die Daten der Arbeitslosen im Nordkaukasus gesammelt werden.
Die Bewohner des Nordkaukasus kdnnen sich dort melden und um Arbeitsplatze in anderen Regionen der Russischen
Féderation ansuchen.



Fur Alte und Invalide gibt es auch Unterstitzung in Form von Lebensmittelhilfe. In jeder Region der Republik gibt es
mittlerweile lokale Zentren, die sich mit diesen Fragen vor Ort beschaftigen. Diese Stellen suchen auch selbst
bedurftige Personen, die sich nicht von selbst bei ihnen melden. Hierbei handelt es sich vor allem um alte und invalide
Menschen. Diese Zentren machen auch ein Monitoring, wer was in welchem Umfang bendétigt. Gemal3 der
Notwenigkeit werden dann finanzielle Hilfe, arztliche Versorgung und materielle Unterstitzung zur Verfligung gestellt.
Zudem gibt es stationare Einrichtungen fur Personen, die in vollem Umfang versorgt und gepflegt werden mussen (z.
B. Altenheime).

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Fdderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 4, Bericht der
Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Foderation - Republik Tschetschenien, Dezember 2011,
Seite 5, 6, 37, 38)

3.4. Medizinische Versorgungssituation

Medizinische Grundversorgung ist in Tschetschenien flachendeckend gewahrleistet. Spezialisierte Kliniken sind nur in
der Hauptstadt Grosny verfugbar, was aber in Anbetracht der GrofRe der Republik (ungefahr der Steiermark) zu
verstehen ist. Grundsatzlich ist medizinische Versorgung kostenlos, auf die allseits verbreitete Korruption muss aber
auch hier hingewiesen werden. Fur Behandlungen, die in Tschetschenien nicht verflgbar sind, besteht die Méglichkeit,
zur Behandlung nach Stawropol (Distanz zu Grosny ca. 450 km), nach Moskau oder in andere russische Stadte zu

reisen.

Die Gesundheitsversorgung stellt auch in dem "Zielprogramm fir den sozialen und wirtschaftlichen Wiederaufbau
2008-2011" einen Schwerpunkt dar. Dieses Programm umfasste direkte finanzielle Unterstitzung fur medizinisches
Personal, zur Verfigung stellen von diagnostischen Geraten fur Ambulanzen, andere ambulante Dienste und
Polykliniken, Impfprogramme mit besonderem Schwerpunkt auf Kinderimpfungen sowie medizinische Versorgung in
der Schwangerschaft und Zulieferungen. GréBere Teile der Geldmittel werden fir NotfallmaBnahmen fur

Tuberkulosebehandlungen, insulare Diabetesdiagnose,

-behandlung und -pravention, den Wiederaufbau und der Entwicklung der Onkologie, NotfallmaBnahmen fur HIV/AIDS
Pravention, Impfung und Pravention von Infektionskrankheiten sowie fur komplexe MaRRnahmen gegen
Drogenmissbrauch aufgewendet. Insbesondere seit 2006 zeigen sich im Gesundheitssektor erste Anzeichen einer
Erholung. Diese Erholung ist an verschiedenen Kennzahlen ersichtlich: Auf 10.000 Einwohner kamen bereits im Jahr
2007 73,2 Krankenhausbetten, 22,5 Arzte, sowie 66,7 weiteres medizinisches Personal. Insgesamt gab es 2007 62
Krankenhduser, 79 ambulant behandelnde Polikliniken, 185 Stellen fur arztliche Betreuung und Geburtshilfe und fanf
Zentren flur ansteckende Krankheiten. Dies stellt in jedem der Bereiche einen signifikanten Anstieg im Vergleich zum
Jahr 2006 dar.

(Bericht der Staatendokumentation zum Forschungsaufenthalt, Russische Fodderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite 6, IOM - International Organistion for Migration: Study on the Situation and Status of Russian
Nationals from the Chechen Republic receiving Basic Welfare Support in Austria, 2009, Analyse der
Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009, Seite 6)

Zur aktuellen Lage der medizinischen Versorgung liegen unterschiedliche Einschatzungen vor. Durch die Zerstérungen
und Kampfe - besonders in der Hauptstadt Grosny - waren medizinische Einrichtungen weitgehend nicht mehr



funktionstiichtig. Nach Angaben der VN-Entwicklungshilfeorgansiation UNDP entspricht die Dichte der Polikliniken in
einigen Bezirken nur 20 % des russischen Durchschnitts. Dabei treten einige stressbedingte Krankheiten laut
tschetschenischem Gesundheitsministerium zehn- bis funfzehnmal haufiger auf als vor dem Krieg. Nach Angaben des
IKRK soll die Situation der Krankenhduser flr die medizinische Grundversorgung dank internationaler Hilfe inzwischen
aber ein Niveau erreicht haben, das dem durchschnittlichen Standard in der Russischen Foéderation entspricht.
Problematisch bleibt jedoch auch laut IKRK die Personallage im Gesundheitswesen, da viele Arzte und medizinische
Fachkrafte Tschetschenien wahrend der beiden Kriege verlassen haben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
07.03.2011, Seite 24)

Es gibt derzeit nach Auskunft des Gesundheitsministers insgesamt rund 368 medizinische Einrichtungen, wie (Rajon-
und Republiks-)Krankenhduser und Polykliniken. Die Polykliniken sind Ambulanzen, in denen (Vorsorge-
)Untersuchungen und ambulante Behandlungen durchgefiihrt werden. Der Auskunft des Gesundheitsministeriums
zufolge gibt es in jeder Siedlung der Republik medizinische Einrichtungen. Es gibt drei Krankenhauser fur psychisch
Kranke sowie weitere Krankenhduser, die sich mit Personen, welche an der Schwelle zu psychischen Krankheiten
stehen, beschéftigen. Es gibt unter anderem 22 Rajons- und 32 Republikseinrichtungen fiir medizinische Behandlung
und Prophylaxe in der Republik sowie in Grosny allein weitere 26 medizinische Einrichtungen

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

48)

Diverse Erkrankungen wie Hepatitis C, Coronare Herzkrankheiten, Posttraumatische Belastungsstérungen und sogar
DES-Stent-Implantationen etc. kdnnen laut Anfragebeantwortung der Staatendokumentation in der Russischen
Féderation (und in der Tschetschenischen Republik) behandelt und nachversorgt werden. In Tschetschenien ist die
Versorgung mit medizinischen Spezialisten noch immer unzureichend und komplizierte Falle werden fur die
Behandlung und Nachsorge von ihren o&rtlichen Kliniken in die nachsten Stadte (Krasnodar, Rostov-on-Don,
Machatschkala) Gberwiesen.

(Anfragebeantwortung der Staatendokumentation, Russische Féderation vom 10.08.2010, Seite 2)

Es gibt auBerdem eine Vereinbarung mit China zur Behandlung von Kindern mit Geburtsfehlern und wurden in diesem
Rahmen bereits einige Behandlungen durchgefuhrt.

(Bericht zum Forschungsaufenthalt der Staatendokumentation, Russische Fdderation - Republik Tschetschenien,
Dezember 2011, Seite

46)

Die offiziellen Statistiken zeigen, dass der Wiederaufbau der Infrastruktur fir medizinische Versorgung in den letzten
Jahren fortgeschritten ist. Krankenhduser und Polikliniken wurden wieder aufgebaut. Auch psychologische
Behandlungsmaglichkeiten bestehen grundsatzlich, wobei bei der Betreuung von traumatisierten Kindern besonders
UNICEF engagiert tatig ist. Internationale Organisationen stellen mittlerweile nicht mehr nur Nothilfe zur Verfagung,
sondern fachmedizinische Versorgung sowie auch SchulungsmaBnahmen fur medizinisches Personal vor Ort. Einzelne
von Organisationen unterstiitzte Programme, wie etwa das Tuberkuloseprogramm von Arzte ohne Grenzen, werden



schrittweise an lokale Stellen Ubergeben. Diese nachhaltigen Malinahmen sind weitere Hinweise darauf, dass sich die
Lage in gewissen Bereichen auch nach Einschatzung dieser Organisationen mittlerweile so weit gebessert hat, dass
solch nachhaltige MaBnahmen bzw. sogar ein Ruckzug ihrerseits moglich sind.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 10)

Durch die Erhdéhung der Quoten auf medizinischen Bildungseinrichtungen versucht man dem Personalmangel
entgegenzuwirken. Auch die von elf Internationalen Organisationen durchgefiihrten SchulungsmalRnahmen kénnen zu
einer sukzessiven Besserung des Personalmangels beitragen. Zumindest die medizinische Grundversorgung

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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